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Beschluss:

1. Der Vortrag der Referentin zum Übungs- und Reflektionszentrum an der 

Akademie der München Klinik für die generalistische Pflegeausbildung wird 

zur Kenntnis genommen.

2. Das Referat für Gesundheit und Umwelt wird beauftragt, das bei der München 

Klinik Akademie angesiedelte Übungs- und Reflektionszentrum für die 

generalistische Pflegeausbildung befristet für die Jahre 2020 - 2022 zu 

fördern.

3. Das Referat für Gesundheit und Umwelt wird sich zusammen mit dem 

Sozialreferat über den Oberbürgermeister beim Bayerischen 

Staatsministerium für Gesundheit und Pflege für eine finanzielle Unterstützung 

aller Münchner Pflegeschulen einsetzen, damit Übungs- und 

Reflektionszentren an weiteren Ausbildungseinrichtungen eingerichtet werden 

können.

4. Das Referat für Gesundheit und Umwelt wird beauftragt, die befristet 

erforderlichen Haushaltsmittel in Höhe von jährlich 268.000 € für die Jahre 

2020 - 2022 im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2020 - 2022 bei der 

Stadtkämmerei anzumelden.

5. Das Produktkostenbudget erhöht sich in den Jahren 2020 bis 2022 um je 

268.000 €, davon sind je 268.000 € zahlungswirksam 

(Produktauszahlungsbudget).

6. Das Referat für Gesundheit und Umwelt wird beauftragt, die erforderlichen 

Haushaltsmittel in Höhe von 100.000 € auf der Finanzposition 

5410.988.7540.7 im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2020 
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termingerecht anzumelden.

7. Das Mehrjahresinvestitionsprogramm 2019 - 2023 ist wie folgt anzupassen: 

MIP neu: 

Generalistische Pflegeausbildung - Simulationszentrum, Maßnahmen-Nr. 

5410.7540, Rangfolge 3

 

GRZ Gesamt Finz. bis 

2018

Summe 2019 2020 2021 2022 2023 2024 Rest 

2025 ff.

In 1.000 €

988 100 0 100 0 100 0 0 0 0 0

8. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

Die endgültige Beschlussfassung über den Beratungsgegenstand obliegt 

der Vollversammlung des Stadtrats.


